
Nachste Tripartite-Runde steht auf der Kippe

Gewerksc aften stellen Ultimatum
CGFP, LCGS und OGSL fordern Rücknahme der Patronatsvorschlâqe bis Donnerstagvormittag

VON BÉRENGÈRE BEFFORT

Die Anregungen der Union des en-
treprises luxembourgeoises (UEL)
hinsichtlich der nâchsten Tripartite-
Runde haben die Gewerkschaften
aufs Schârfste irritiert. CGFP, LCGB
und OOBLforderten gestern die
Rücknahme der Patronatsvorschlâ-
ge. Sollte die UEL bis Donnerstag-
vormittag ihre Empfehlungen nicht
zurücknehmen, wollen die Gewerk-
schaften der Dreierrunde am Frei-
tag fern bleiben.

Ende November hatte die Gewerk-
schaftsfront erste Bedenken erho-
ben. Sie woliten die Tripartite-
Runde yom 1. Dezember vertagen
lassen und pochten auf bessere
Vorbereitungen. Sie beteuerten
aber, dass sie sich einen Erfolg der
Verhandlungen wünschen. Nun
hat sich der Ton alIerdings ver-
schârft, ein Scheitern der Dreier-
gesprâche wird nicht mehr ausge-
schlossen. Die Gewerkschaften,
die noch unlângst vor einer Kon-
fliktsituation warnten, üben nun
ei:heblichen Druck aus und stelien
ein Ultimatum an die Patronats-
vertreter.

LCGB, OGBL und CGFP gehen
auf Konfrontationskurs mit den
Vertretern des Unternehmerver-
bands. "Die UEL behàrrt auf über-
triebenen und unilateralen Forde-
rungen. Diese Vorschlâge bedro-
hen die Fundamente unseres Sozi-
almodelis im Arbeits- und Sozial-
recht", beanstanden die Gewerk-
schaften. Der Auslôser des Dis-
sens ist ein Dokument der UEL an
den Arbeitsminister mit Vorschlâ-
gen, die, nach Ansicht der Patro-
natsvertreter, eingehend erërtert
werden müssen. Angefùhrt wird
ein zweijâhriges Moratorium des
Indexmechanismus und eine mo-
derate Lohnpolitik. Weiter fordert
die VEL, den Mindestlohn am 1:

Die Gewerkschaftenwerfen der UEL var, keine kampramissbereitschaft an den Tag zu legen.

[anuar 2013 nicht anzupassen, und
plâdiert für mehr Flexibilitât bei
den befristeten Vertrâgen (CDD)
sowie der wëchentlichen Arbeits-
zeit.

ln den Augen der Gewerkschaf-
ten zeugt das Dokument von einer
unnachgiebigen Haltung der Pa-
tronatsvertreter. Hier fehle jegli-
che Kompromissbereitschaft. So
setzen LCGB, OGBL und CGFP
ein Ultimatum: Entweder die
UEL zieht ihr Dokument bis Don-
nerstagvormittag zurück oder die
Gewerkschaften lassen die
nâchste Tripartite-Runde am
Freitag platzen.

Die Gesprâche mit der Regie-
rung würden die Gewerkschaften
allerdings fortfùhren. lm bilatera-
len Austausch habe der Premier-
minister Verstândnis für die Be-
deutung des Indexmechanismus
gezeigt, so OGBL-Vorsitzender
Jean-Claude Reding. "Die Ge-
werkschaften und die Regierung
haben sich bewegt", sagt auch

LCGB-Prasident Patrick Dury.
Die Dialogbereitschaft wird ins-
besondere am Index festgemacht.
Die Gewerkschaften würden sich
einer Verschiebung der nâchsten
Indextranche nicht verschlieïsen.
Ein Abkommen mit der Regierung
müsse allerdings einige Klauseln
beinhalten, u.a. soli der Index
nach 2014 wieder integral greifen,
die Mindestlohn- und Rentenan-
passungen müssen Anfang Ianuar
erfolgen, die wëchentliche Ar-
beitszeit solI erhalten bleiben und
die Eamilienzulagen aufgewèrtet
werden.

UEL ist nbass erstaunt"
Ein Konsens am Freitag in der
Dreierrunde scheint jedenfalls
kaum wahrscheinlich. Das Ulti-
matum und die Vorwürfe der Ge-
werkschaften stlefsen gestern bei
der UEL auf Unverstândnis. "Wir
sind bass erstaunt. Die Anregun-
gen, die wir dem Arbeitsminister
unterbreiteten, sind nicht neu.
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Wir weisen auf strukturelIe Pro-
bleme hin, machen uns Gedanken
über die Perspektiven für junge
Leute mit unzureichender Ausbil-
dung, und gehen auf wirtschaftli-
che Herausforderungen ein. Wir
kônnen das, wofür wir seit Jahren
einstehen, nicht verleugnen", er-
klârt UEL-Direktor Pierre Bley.
Um den Sozialdialog sei man
nach wie vor bemüht, man wolIe
ja eine grundsâtzliche Diskussion,
versichert Bley. Eine sture Hal-
tung des Patronats weist er zu-
rück. "Es wâre unverantwortlich,
wenn wir die Probleme nicht auf-
greifen würden", so Bley ab-
schliefsend.

Zum Krâftemessen zwischen
den Sozialpartnern und zum Fort-
gang der Verhandlungen wolite
sich der Premierminister gestern
nicht âulsem. Die wirtschaftlichen
Herausforderungen und das Sa-
nieren der Staatsfinanzen fordert
dennoch Lôsungen, mit oder ohne
die Sozialpartner.


